
„Notfallvorsorge in der öffentlichen Trinkwasserversorgung“

Wie sind die Wasserversorger auf längerfristige Versorgungsausfälle eingestellt? Was erwartet man in der 
Situation von den Wasserversorgern? Ist externe Hilfe zu erwarten? 

Was kann man als Wasserversorger ggf. präventiv tun? 
Sensibilisierung und Möglichkeiten der Förderung durch den Bund im Rahmen des Wassersicherstellungsgesetzes.  
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Trinkwasser: 
Eine Selbstverständlichkeit, dass es 24 Stunden an 365 Tagen rund 
um die Uhr für die Verbraucher zur Verfügung steht. Man dreht 
den Hahn auf und trinkbares Wasser von höchster und dauerhaft 
kontrollierter Qualität läuft heraus. 
Durch diese Selbstverständlichkeit machen sich nur wenige 
bewusst, dass es Situationen geben kann, in denen eine mobile 
Trinkwasserversorgung überlebensnotwendig wird.
Was passiert, wenn diese Selbstverständlichkeit nicht mehr 
gegeben ist?
2016 hat das Bundesministerium des Innern diese Diskussion um 
die Versorgung im Krisenfall konkretisiert. 





Naturereignisse Technisches/
Menschliches Versagen

Terrorismus,
Kriminalität, Krieg

- Extremwetterereignisse 
wie z.B. Stürme, 
Hochwasser, Trocken-
perioden

- Seismische Ereignisse
- Epidemien
- Meteoriten, 

Energiestürme u.a.

- Systemversagen
- Hard- u. 

Softwarefehler
- Fahrlässigkeit
- Havarien, Rohrbrüche
- Organisatorisches 

Versagen

- Terrorismus
- Sabotage
- IT-Kriminalität
- Bürgerkrieg u. Krieg

Gesamtspektrum möglicher Gefahren (BMI 2009):



im März 2016:

im Januar 2018:

Weitere Beispiele:

- Oder-Hochwasser 1999
- Terroranschlag World Trade Center 2001
- Hochwasser an Elbe u. Donau 2002 u. 2013



Grundlagen des Risiko- und Krisenmanagements 
in der Wasserversorgung (1)

= DVGW gibt mit Technischen Regelwerken Handlungsrahmen für 
das Risiko- u. Krisenmanagement der Wasserversorger

- DVGW W 1000 „Anforderungen an die Qualifikation u. Organisation von Trinkwasserversorgern“ 

- DVGW W 1001 (H) „Sicherheit in der Trinkwasserversorgung – Risikomanagement im 
Normalbetrieb“  - zurückgezogen; dafür: 

DIN EN 15975-2 (Dez. 2012): Sicherheit der Trinkwasserversorgung – Leitlinien für das 
Risiko- u. Krisenmanagement – Teil 2 „Risikomanagement“

- DVGW W 1002  (H) (Dezember 2012) „Sicherheit in der Trinkwasserversorgung – Organisation und 
Management im Krisenfall  - zurückgezogen; dafür: 
DIN EN 15975-1 (Juni 2011): Sicherheit der Trinkwasserversorgung – Leitlinien für das Risiko- u. 
Krisenmanagement – Teil 1 „Krisenmanagement“

= Wasserversorgung als kommunale Daseinsvorsorge unterscheidet  zwischen 
„Risiko von Störungen im Normalbetrieb“ und einer „Krise“



Grundlagen des Risiko- und Krisenmanagements 
in der Wasserversorgung (2)

„Beherrschbare Störung“ im Normalbetrieb „Krisensituation“

- Ausreichend betriebsgewöhnliche Mittel 
des Normalbetriebes zur Bewältigung 
eines Notfalles vorhanden

- geregelt über Qualitätsmanagementsystem ISO 9001, 
Kapitel „Störfallorganisation“, d.h. Einsatz eines 
Bereitschaftsdienstes

- geregelt über Technisches Sicherheitsmanagement
DVGW W 1000

- geregelt über Maßnahmenplan nach § 16 TrinkwV

- Mittel des Normalbetriebes bzw. vorhandene 
Organisationsstrukturen reichen nicht aus

- generell soll leitungsgebundene Versorgung auch 
unter deutlichen Mengen- oder Qualitäts-
einschränkungen möglichst lange aufrechterhalten 
werden, bevor unter trinkwasserhygienischen 
Gesichtspunkten eine vollständige Einstellung der 
Trinkwasserbereitstellung erfolgt (Wichtig zur 
Gewährleistung der Abwasserentsorgung und Ver-
hinderung von Seuchen)

- Hilfe durch Kommune, Kreis oder Bundesland
- Zuständigkeiten geregelt über 

Katastrophenschutzplan des Landkreises 



Grundlagen des Risiko- und Krisenmanagements 
in der Wasserversorgung (3)

 Verfahrensanweisung VA 7.7-01 „Bereitschafts- und 
Entstörungsdienst“

 Verfahrensanweisung VA 7.7-02 „Alarm- u. Einsatzplan“ –
Maßnahmenplan gemäß § 16 TrinkwV

 Formular FO 7.7-02/1 „Anzeige gemäß § 16 TrinkwV“

 Formular FO 7.7-02/4 „Verfahrensablauf“

 Verfahrensanweisung VA 7.7-03 „Krisenmanagement“ 



Grundlagen des Risiko- und Krisenmanagements 
in der Wasserversorgung (4)

= temporär verlegte Verbindungsleitungen zu benachbarten Versorgern
= Einsatz von Wassertransportfahrzeugen; Vorhaltung eines hygienisch einwandfreien 

Zustandes mittels Wasserstoffperoxyd und Silberionen (Nebelgeräte u.a.)
= Notstromerzeuger bei Stromausfällen

= Kommunen und Kreise als örtliche Katastrophenschutzbehörden nicht immer optimal 
auf Krisenfall eingestellt

= Bund setzt als Maßnahme des Zivilschutzes die „Trinkwassernotversorgung nach dem
Wassersicherstellungsgesetz“ (WasSG) um, d.h. zusätzliche Anlagen sollen im 
Ereignisfall als Ersatzversorgung dienen

= Technisches Hilfswerk (THW) mit mobilen Ressourcen, d.h. mobilen Trinkwasser-
aufbereitungsanlagen und Transportfahrzeugen im Katastrophen- und Verteidigungsfall 



Wer hilft uns denn in der Krise?



Wir haben mal gefragt:



THW:

Bundesweit  15 
Trinkwasserfachgruppen 
mit je einer 
Aufbereitungsanlage a 
15 m³ pro Stunde

Bundeswehr:

Bundesweit u. im 
Ausland 50 mobile 
Aufbereitungsanlagen a 
10 – 15 m³ pro Stunde

Bundesweit insgesamt:

750 m³ pro Stunde 



Sicherstellung der Trinkwasserversorgung  ist als lebensnotwendiges 
Grundbedürfnis der Menschen ein wichtiges Handlungsfeld in der Konzeption Zivile 
Verteidigung und wird bei der anstehenden Novellierung des Wassersicher-
stellungsgesetzes (WasSG) entsprechend erweitert.

Es wird dann konkrete Vorgaben zur Umsetzung der Trinkwassernotversorgung 
geben, die auch die Betreiber der Wasserversorgung betreffen. Die Aufgaben und 
Pflichten der Betreiber werden dann seitens des Bundes konkretisiert!

Eine Zielsetzung für die öffentliche Trinkwasserversorgung ist die Erhöhung der 
„Resilienz“, d.h. das System funktioniert trotz Teilausfällen weiterhin und versagt 
nicht vollständig.

Zielvorgaben der KZV (1)
(„Konzeption Zivile Verteidigung“

Bundesministerium des Innern 2016



So sollen insbesondere zur Vermeidung von seuchenhygienischen Problemen bei 
der Abwasserentsorgung die Betreiber von Trinkwasserversorgungsanlagen die 
leitungsgebundene Versorgung auch bei eingeschränkter Versorgung durch Ausfall 
einzelner Komponenten des Wasserversorgungssystems sicherstellen und zwar mit 
mindestens 50 Liter pro Person und Tag.

Dabei soll das leitungsgebunden bereitgestellte Trinkwasser den qualitativen 
Vorgaben der TrinkwV entsprechen.

Daneben soll die staatliche Notfallvorsorge eine leitungsungebundene  
Minimalversorgung sichern.

Bevölkerung soll durch den Bund sensibilisiert werden, ein Mindestmaß an 
Selbstvorsorge vorzuhalten.

Zielvorgaben der KZV (2)
(„Konzeption Zivile Verteidigung“

Bundesministerium des Innern 2016



Zielvorgaben der KZV (3)
(„Konzeption Zivile Verteidigung“

Bundesministerium des Innern 2016



Fazit:

Ohne Stromversorgung und ohne zusätzliche
Dieselversorgung kann Betrieb 
max. 3 – 4 Tage aufrecht erhalten bleiben!

 Uneingeschränkte Einsatzfähigkeit der 
Aggregate dabei vorausgesetzt



Zukünftig mehr 
präventive 
Vorsorge durch 
den 
Wasserversorger?



Ein Beispiel – Heute auch bei KEBI:

Mobiles Trinkwassernotversorgungssystem Fa. TRiWA TECHNIK 



§ 16 Absatz 5 TrinkwV 
„Maßnahmenplan“





Grundsätzlich besteht die Möglichkeit, dass aus Mitteln der Wassersicherstellung 
(WasSG) Maßnahmen des mobilen Wassertransports und der Notstromver-
sorgung finanziert werden.

Dazu ist eine Planung gemäß § 4 WasSG erforderlich, die auf Grundlage einer 
Risikoanalyse der vorhandenen leitungsgebundenen Wasserversorgungsanlage 
sowie bereits vorhandener anderer Rohwasserquellen wie z.B. sog. Notbrunnen 
oder auch Beregnungsbrunnen erfolgen soll.

Das praktische Vorgehen bei der Risikoanalyse ist im BBK-Leitfaden „Sicherheit 
der Trinkwasserversorgung, Teil 1: Risikoanalyse“ dargestellt.
Ziel ist es, die zu ergreifenden Maßnahmen auf die vorhandene  Struktur der 
Wasserversorgung und der vorhandenen Ausstattung des Katastrophenschutzes 
abzustimmen.

Wie kann das finanziert werden? (1)



Wie kann das finanziert werden? (2)

BBK-Leitfaden vom Januar 2016
Bundesamt für Bevölkerungsschutz und Katastrophenhilfe
Provinzialstr. 93, 53127 Bonn
www.bbk.bund.de

Konkret sollte bei Konzeptionen zum 
Wassertransport geklärt werden, von wo 
nach wo Trinkwasser transportiert werden 
kann und welcher Zeitbedarf für die 
Transportwege besteht.

Zur Verbesserung überregionaler 
Hilfsmöglichkeiten wird zukünftig verstärkt 
die Beschaffung von mobilen Wasser-
transportkapazitäten forciert.

Weiterhin sollte auch die Abhängigkeit von 
anderen Infrastrukturen berücksichtigt 
werden. So sind z.B. bei den 
Stromversorgungsunternehmen deren 
Ausfallsicherheit und Möglichkeiten einer 
Notstromversorgung zu klären.



Wie kann das finanziert werden? (3)

Normal:

Antrag auf Finanzierung über die Kommune; wenn Wasserversorgung mehrere 
Kommunen betrifft, dann über den Landkreis.
Bei der Erstellung der Risikoanalyse müssen die zuständige Planungsbehörde 
und der zuständige Wasserversorger gemeinsam die öffentliche Wasser-
versorgung in Bezug auf ihre Anfälligkeit gegenüber möglicher Szenarien 
bewerten.

Möglich aber auch:

Wasserversorger kann Notstromaggregate und Anlagen zur mobilen 
Notversorgung auch im „Normalbetrieb“ einsetzen; 
Bedingung dafür, das er sie jederzeit betriebsbereit hält. So kann System auch 
bei relativ kurzen Versorgungsstörungen getestet und genutzt werden.

--> Antrag auf Fördermittel muss dann gemeinsam mit der Kommune gestellt 
werden!       



Bei weiterem Interesse:

Das Bundesamt für Bevölkerungsschutz und 
Katastrophenhilfe (BBK) bietet kostenlose Seminare mit dem 
Thema: 
„Notfallvorsorge in der öffentlichen Wasserversorgung“
an der 

Akademie für Krisenmanagement, Notfallvorsorge und 
Zivilschutz in Bad Neuenahr – Ahrweiler an. 

Konnte ich Sie ein bisschen für das Thema sensibilisieren?



Achtung: 
Experten haben im Trink-
wasser massiv H2O nach-

gewiesen, ohne dass es dafür 
Grenzwerte gibt … 
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